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Reform »light« – aber immerhin …
Kritische Bewertung der EU-Kommissionsvorschläge zur Agrarreform 

aus Sicht des Naturschutzes

von Magnus Wessel

Die Intensivierung im Pfl anzenbau und in der Tierhaltung ist wesentlicher Treiber des Verlustes 

an Arten, Lebensräumen und genetischer Vielfalt. Selbst dort, wo die Artenzahlen stabil scheinen, 

nehmen oftmals die Individuenzahlen ab; selbst die Schutzgebiete bieten keinen Puff er mehr. Vor 

dem Hintergrund dieser alarmierenden Situation müssen für weite Teile der Agrarlandschaft die 

Rahmenbedingungen für Natur- und Artenschutz drastisch geändert werden. Neben klaren gesetz-

lichen Vorgaben ist eine grundlegende Umgestaltung der Agrarförderung in Deutschland und Eu-

ropa unabdingbare Voraussetzung für eine Trendwende bei der Biodiversität in Agrarlandschaften. 

Doch wie könnte angesichts der anstehenden Reform der europäischen Agrarpolitik eine solche 

Umgestaltung der Agrarförderung aus Sicht des Naturschutzes konkret aussehen? – Im Folgenden 

sollen zunächst die diesbezüglichen Defi zit der bisherigen EU-Agrarpolitik analysiert werden, um 

dann Ziele und mögliche Instrumente einen neuen, naturverträglichen EU-Agrarpolitik aufzuzeigen. 

Die Biodiversität in der Agrarlandschaft  ist auf breiter 
Fläche stark rückläufi g. So lautet die ernüchternde Bi-
lanz des Agrarreports, den das Bundesamt für Natur-
schutz 2017 veröff entlichte.¹ Die Untersuchungsergeb-
nisse zeigen: Die Indikatoren für die meisten Ziele der 
Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS) 
mit Relevanz für die Agrarlandschaft en weisen eine 
negative Trendentwicklung auf. Ohne eine naturver-
trägliche Landwirtschaft , so das Bundesamt, werden 
die NBS-Ziele nicht zu erreichen sein. Ernüchternd 
auch die agrarpolitische Bilanz des Amtes: Die Ge-
meinsame Agrarpolitik (GAP) der Europäischen Uni-
on sowie die nationale Agrarpolitik leisten auch nach 
der letzten Reform 2013 »keinen substanziellen Bei-
trag, um dem anhaltenden Verlust der biologischen 
Vielfalt wirksam entgegenzutreten«. Gefordert wird 
daher eine »grundlegende Neuausrichtung der euro-
päischen und nationalen Agrarpolitik«.² Eine Forde-
rung, der sich die Naturschutzverbände vollumfäng-
lich anschließen. 

Wenig zielführend: die bisherige GAP

Ein Großteil jener fast 40 Prozent des EU-Haushalts, 
die die Landwirtschaft  betreff en, fördert Strukturen, 
die der Natur schaden. Der Fitnesscheck der GAP ³ 

zeigt: Selbst Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen 
(AUKM) haben nur lokal und regional dauerhaft e 
Wirkung.⁴ Die Gestaltung und Implementierung des 
Greenings reicht nicht, um negative Trends umzu-
kehren. Unzureichende Haushaltsmittel sowie eine 
teilweise mangelhaft e Ausgestaltung und Umsetzung, 
verhindern weitergehende Erfolge der AUKM. Prob-
lematisch ist auch die regional niedrige Teilnahmerate 
und Durchdringungstiefe der Landschaft : In Mecklen-
burg-Vorpommern werden beispielsweise von den für 
fünf Jahre programmierten 190 Millionen Euro nur 
circa vier Prozent der förderbaren Fläche erreicht.⁵ 

Keine Effizienz

Aus Sicht der Artenvielfalt fallen die größten Investiti-
onen auf die ineffi  zientesten Maßnahmen. Es gibt nach 
wie vor nur einen sehr geringen Flächenumfang von 
ökologisch wertvollen Maßnahmenfl ächen, obwohl 
beispielsweise das Greeningbudget etwa ein Drittel 
des gesamten Direktzahlungsbudgets ausmacht. Ad-
ministrative Hürden führen dazu, dass Landwirte die 
weniger effi  zienten Maßnahmen umsetzen. Ein Ver-
gleich zwischen ordnungsrechtlichen  Umweltstan-
dards und einer Umsetzung über die Direktzahlungen 
und Cross-Compliance (CC) zeigt, dass Regulierung 
über das Ordnungsrecht in der Regel wirksamer ist als 
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Subventionen.⁶ Auch der Europäische Rechnungshof 
kommt zu dem Schluss, dass es unwahrscheinlich ist, 
dass das Greening »einen signifi kanten Nutzen für 
Umwelt und Klima erbringen wird«, und es so, wie 
es »derzeit umgesetzt wird, wohl kaum signifi kant zur 
Verbesserung der Umwelt- und Klimaleistung der 
GAP beitragen wird«.⁷ 

Geringe interne Kohärenz 

Widersprüchliche GAP-Ziele (z. B. Produktion ver-
sus Umwelt) schwächen die Leistung der Förderung 
nicht nur für den Naturschutz. Ohne spezifi sche In-
dikatoren und Evaluationsprozesse fehlt es zudem an 
Transparenz bei der Priorisierung von Zielstellungen 
und Implementierungsprozessen. Die inhaltlichen 
Überschneidungen zwischen Greening und AUKM 
sowohl in Bezug auf Haushaltsmittel als auch bei 
der eigentlichen Durchführung behindern die Um-
setzung der AUKM. Das vorhandene Potenzial von 
Landwirten mit ihren spezifi schen Kenntnissen und 
Anforderungen, Verbänden, Interessengruppen und 
der Öff entlichkeit in Bottom-up-Initiativen zu inte-
grieren, bleibt weitgehend unausgeschöpft . Wechsel-
seitige Fortbildung, erweitertes Verständnis und der 
gemeinsame Aufb au neuer, ökologisch nachhaltiger 
Produktionsstrukturen bleiben so Zukunft smusik.

Geringe externe Kohärenz

Nicht erst der Fitnesscheck von FFH- und Vogel-
schutzrichtlinie ⁸ verdeutlichte die Konfl ikte zwischen 
der GAP einerseits und der EU-Biodiversitätspolitik 
und dem EU-Naturschutzrecht andererseits, die bei-
de zur Umsetzung der internationalen Ziele der UN-
Konvention zur biologischen Vielfalt (CBD) dienen 
sollen. Auch im Bereich des Gewässer- und Wasser-
schutzes sind vehemente Defi zite deutlich: Synergien 
zwischen den wasserpolitischen Zielen der EU und 
der GAP werden durch die schwache Gestaltung der 
GAP-Vorschrift en verhindert. In den Cross-Compli-
ance-Regelungen fehlen z. B. mehrere wichtige was-
serbezogene Aspekte, wie der Einsatz von Phosphor 
in der Landwirtschaft  und der Einsatz von Pestiziden 
in unmittelbarer Nähe von sensiblen Gewässern. Ver-
stöße gegen Cross-Compliance resultieren zwar in ge-
kürzten Zahlungen, verursachen aber keine weiteren 
Verpfl ichtungen – etwas, was dem Verursacherprin-
zip klar entgegensteht. 

Akzeptanzprobleme

Für die Frage der zukünft igen Akzeptanz der hohen 
Zahlungen aus Brüssel für den Agrarsektor wird in der 
aktuellen Diskussion eine andere Facette des Versa-
gens der aktuellen Förderkulisse gravierend sein: Um-
welt- und Naturschutzziele innerhalb der Agrarland-
schaft  und damit innerhalb der GAP haben hohe Prio-

rität in der breiten Öff entlichkeit (Abb. 1).¹⁰ Allerdings 
sind diese Prioritäten bisher wie oben beschrieben 
nicht umgesetzt. Damit droht der politische Rückhalt 
für die Unterstützung der Landwirtschaft  insgesamt 
verloren zu gehen.

Eine grundlegende Neuausrichtung des Förder-
systems ist überfällig und muss ab 2020 konsequent 
geschehen. Betrachtet man den aktuellen Verlauf 
der Debatte und analysiert die Vorschläge der EU-
Kommission, bleibt der Wechsel hin zur natur- und 
umweltbezogenen positiven Leistungsentlohnung für 
Landwirte auch für die Förderperiode 2020 bis 2027 
aus Sicht des Naturschutzes nur ein Wunschszenario. 
Weder sind die grundsätzlichen EU-weiten gesetzli-
chen Grundregeln für den umweltschonenden Um-
gang mit Grund und Boden konsequent umgesetzt 
(oder Verstöße spürbar geahndet), noch werden ernst-
haft e Mehrleistungen von Bäuerinnen und Bauern  
ausreichend honoriert. Ideen und Förderansätze wie 
»Anbau, der die Population von Feldlerchen vergrö-
ßert, wird besser bezahlt als Maisanbau« verschwin-
den hinter dem Beharrungsvermögen konservativer 
Förderstrukturen und dem Sichern von nationalen 
Transferzahlungen für den reinen Betriebserhalt.

Die aktuellen Vorschläge weisen zurzeit den Weg in 
eine Reform »light«, die aber als erster Schritt hin zur 
vollständigen Umgestaltung des Fördersystems ver-
standen werden kann und jetzt ambitioniert gestaltet 
werden muss. Was ist zu tun?

Strukturvielfalt als Zielleistung der künftigen GAP

Öff entliche Fördermittel darf es zukünft ig nur für 
solche Betriebe geben, die langfristig stabile Böden, 
sauberes Wasser, mehr Arbeitsplätze (z. B. Weide-
haltung), eine reiche Biodiversität und auch eine für 

Quelle: BMU⁹

Abb. 1: Naturbewusstsein –Bevölkerungs-

umfrage zu Natur und biologischer Vielfalt



212

Der kritische Agrarbericht 2019

Erholungszwecke attraktive Landschaft  gewährleisten. 
Naturschutzziel der GAP muss letztlich eine erhöhte 
Strukturvielfalt in der Agrarlandschaft  sein.¹¹ 

Vielfältige Habitate auf verschiedenen räumlichen 
Skalen tragen entscheidend zur Biodiversität in Agrar-
landschaft en bei.¹² Landschaft en sollten z. B. extensiv 
genutzte Grünländer mit vielen verschiedenen Mahd- 
und Beweidungsregimen aufweisen.¹³ So kann durch 
angepasste Mahdzeitpunkte die Verbreitung von sel-
ten gewordenen Pfl anzengesellschaft en gefördert und 
ein nährstoff armes Niveau erhalten werden. Brachen, 
Gewässer- und Ackerrandstreifen sowie Puff erzonen 
um intensiv genutzte Flächen sind wichtige Rück-
zugsräume sowie Nist- und Nahrungshabitate. Histo-
rische Kulturlandschaft srelikte wie Terrassensysteme, 
Knicks oder die extensive Bewirtschaft ung durch Be-
weidung tragen das Ihre bei, um die Strukturvielfalt 
zu sichern. Gezielte Prämien für Landschaft svielfalt 
können den Weg weisen.

Inhaltliche Mindestkriterien 

Folgende Mindestkriterien für den Naturschutz¹⁴ er-
möglichen, unabhängig davon, mit welchem Werk-
zeug sie umgesetzt werden, eine Minimalsicherung 
der biologischen Vielfalt:

 ■ Mindestens dreigliedrige Fruchtfolge auf allen 

Äckern,
 ■ wobei eine Frucht maximal 50 Prozent der Acker-

fl ächen einnehmen darf,
 ■ Mindestanteil von Leguminosen (einschließlich 

Kleegras und Leguminosengemenge) von 20 Pro-

zent an der Ackerfl äche,
 ■ Ökologische Vorrangfl ächen mit einem Flächenan-

teil an der Betriebsfl äche von mindestens zehn Pro-

zent;¹⁵ bei großen Bewirtschaft ungseinheiten von 

über fünf Hektar Fläche auch Mindestanteil auf der 

betreff enden Bewirtschaft ungseinheit.

Als ökologische Vorrangfl ächen gelten: extensiv be-
wirtschaft ete, artenreiche Grünland- und Ackerfl ä-
chen, Blühstreifen, Saum-, Rand- und Puff erstreifen, 
Feldraine, Hecken, Feldgehölze, Gewässer sowie un-
genutzte Biotopfl ächen, die in Größe und Umfang 
zwar nicht den Wildnisfl ächen entsprechen, in ihrer 
Habitatqualität aber insbesondere für Insekten und 
Kleinsäuger wertvolle Refugien bilden. Für diese öko-
logischen Vorrangfl ächen ergeben sich aus Natur-
schutzsicht folgende Forderungen:

 ■ Vollständiges Verbot des Grünlandumbruchs,
 ■ nachweislich niedrige Stickstoff überschüsse in der 

Hoft orbilanz,
 ■ kein Anbau von gentechnisch veränderten Orga-

nismen (GVO),

 ■ kein Einsatz von Betriebsmitteln aus gentechnisch 

veränderten Pfl anzen,
 ■ Ökolandbau auf 100 Prozent der Fläche und 

 Fortentwicklung von Anbaurichtlinien des Öko-

landbaus zur Stärkung der Strukturvielfalt.

Letztere Forderung wurde innerhalb der Ökoanbau-
verbände und Teilen des Naturschutzes oft  kontrovers 
aufgenommen, doch auch der Ökolandbau ist nicht 
frei vom Preisdruck des Handels, was sich beispiels-
weise in der Intensivierung der Bewirtschaft ung und 
damit einer Verschlechterung der Grünen Infrastruk-
tur (größere Schläge, weniger Fruchtarten, engere 
Fruchtfolge, weniger Landschaft selemente, steigende 
Mahdhäufi gkeit auf Grünland) niederschlagen kann. 
Zudem wirtschaft et auch der Ökolandbau auf Flächen, 
die in früheren Jahrzehnten durch Flurbereinigung 
oder Melioration (vor allem großfl ächige Ackerschlä-
ge in Ostdeutschland) nahezu völlig befreit wurden 
von gliedernden Landschaft selementen und Biotopfl ä-
chen.¹⁶ Hier besteht wesentlicher Bedarf zur »Nachrüs-
tung« der Betriebsfl ächen in punkto Strukturvielfalt.

Werkzeuge für mehr Umwelt- und Naturschutz 

Die aktuelle GAP-Diskussion stellt ergänzend zur rein 
fl ächenabhängigen Direktzahlung drei Werkzeuge zur 
Förderung des Umwelt- und Naturschutzes zur Ver-
fügung:¹⁷ 

 ■ Die sog. erweiterte Konditionalität, die als Zusam-

menlegung des bisherigen Greenings mit den Cross 

Compliance-Regelungen gilt;
 ■ die sog. Eco-Schemes, die als Umweltmaßnahmen 

zu verstehen sind, die von Landwirten freiwillig 

durchgeführt werden können;
 ■ die klassischen Agrarumwelt- und Klimaschutz-

maßnahmen die durch Vertragsnaturschutz den 

Erhalt der biologischen Vielfalt stärken z. B. durch 

Extensivierung von Grünland, Schutz von Gelegen 

oder Artenhilfsprogramme für vom intensiven 

Ackerbau bedrohten Tieren wie dem Feldhamster.

Diese Werkzeuge der GAP müssen insgesamt einen 
transparenten Prozess der Entwicklung der Landschaft  
und der Umsetzung von Naturschutz garantieren, um 
vom Ziel »Mehr Strukturvielfalt« aus denkend zu ein-
fach nachvollziehbaren und umsetzbaren Handlungen 
auf Feld, Weide und Wiese zu kommen. Im Idealfall 
leisten sie so auch einen Beitrag zum dauerhaft en Er-
halt der über die GAP geschaff enen und erhaltenen 
naturschutzrelevanten Flächen und Lebensräume. 

Minimalkonsens muss dabei sein, dass Gelder kei-
ne Reparatur von Schäden bislang geduldeter ille-
galer Tätigkeiten fi nanzieren dürfen. Dies erscheint 
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insbesondere dort maßgeblich, wo nachweislich He-
ckenstrukturen, Randstreifen, Terrassen oder andere 
Elemente der Strukturvielfalt stillschweigend beseitigt 
wurden und dies gegebenenfalls von den Behörden 
geduldet wurde.¹⁸ 

Erweiterte Konditionalität aus Sicht des Naturschutzes

Aus Sicht des klassischen Naturschutzes müssen die 
Anforderungen der erweiterten Konditionalität die 
gesetzlichen Standards in Deutschland erhöhen und 
präzisieren. Sie muss auf allen landwirtschaft lichen 
Flächen gelten, um eine EU-weite Mindestqualität 
der Landschaft  zu sichern, die einen realen Beitrag 
der Landwirtschaft  zum Arten- und Biotopschutz 
darstellt. zu sichern. 

Ein Baustein dieser Mindestqualität sollten aus Na-
turschutzsicht verbindliche ökologische Vorrangfl ä-

chen auf mindestens zehn Prozent der betrieblichen 
Landnutzungsfl äche sein, die unter anderem durch 
die erweiterte Konditionalität abzusichern sind.¹⁹ 
Diese Flächen müssen einen besonders hohen Bei-
trag zum Erhalt der Biodiversität in der Agrarland-
schaft  leisten. Auszuschließen auf diesen Flächen ist 
dabei der zur Zeit noch gängige Zwischenfrucht- und 
Energiepfl anzenanbau, wenn und soweit dieser nicht 
artenschutzfachlich hochwertige Blühmischungen 
nutzt. Das existierende nationale System zertifi zierten, 
regionalen Saatguts von Wildpfl anzen kann ausgebaut 
werden und hier wertvolle Dienste leisten, ohne zu-
sätzliche bürokratische Hürden aufzubauen. 

Eco-Schemes: Auswählen, was zum Betrieb passt

Eco-Schemes müssen in klarer Abgrenzung zu den 
zusätzlichen AUKM Teil der in Deutschland grund-
gesetzlich gesicherten Pflicht zur Gemeinnützig-
keit von Eigentum sein. Ihre Ausgestaltung kann 
aus Naturschutzsicht vor allem dauerhaft  wirkende, 
Mehrwert generierende Bausteine der Landschaft s-
gestaltung umfassen. So wäre denkbar, über die Eco-
Schemes Landschaft sräume aufzuwerten, die die aus 
Naturschutzsicht erforderlichen zehn Prozent der er-
weiterten Konditionalität noch nicht erreicht haben. 
Hier böte sich die Gelegenheit, historische Fehlent-
wicklungen unter anderem aus der Flurbereinigung 

Tab. 1. Ökologische Vorrangflächen – 

Anspruch und Wirklichkeit

Ökologisch in Wert gesetzte Greening-
Vorrangflächen 2018

1–2 % der 
Ackerfläche²⁰

Zielgröße Vorrangflächen 
für biologische Vielfalt 

10 %²¹

Zielgröße speziell für Insektenschutz 10–20 %²²

Bérénice Dupeux

Beschleuniger und Bremser 

Widersprüchliche Forderungen auf dem Weg zu einer leistungsorientierten EU-Agrarpolitik

Am 1. Juni 2018 hat die Europäische Kommission dem Rat 

und dem Europäischen Parlament ihren Vorschlag für die 

künftige GAP vorgelegt. Die EU-Agrarminister befürwor-

ten im Großen und Ganzen den Übergang zu einer leis-

tungsorientierten Politik, forderten jedoch eine weitere 

administrative Vereinfachung auf der Ebene der Mitglied-

staaten im Rahmen des neuen Bereitstellungsmodells und 

gleiche Wettbewerbsbedingungen in der gesamten Union 

bei der Umsetzung von Umweltzielen.

Während Länder wie Dänemark, die Niederlande oder 

Schweden eine ergebnisorientierte Politik als einen Schritt 

in die richtige Richtung betrachten, befürchten andere, wie 

z. B. Irland, dass der vorgeschlagene Leistungsrahmen zu 

restriktiv ist. Noch besorgniserregender ist, dass die Minis-

ter zwar gleiche Wettbewerbsbedingungen forderten, aber 

gleichzeitig auch nach mehr Flexibilität bei der Anwen-

dung der neuen »erweiterten Konditionalität« verlangen.

Diese Forderung ist in sich widersprüchlich, da die neue 

»erweiterte Konditionalität« das einzige vorgeschlagene 

Instrument ist, das für alle Landwirte in der EU gleicher-

maßen gilt. Inzwischen hat der Agrarausschuss des Euro-

päischen Parlaments seinen Berichtsentwurf zur Überset-

zung übermittelt.

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments scheinen 

die Forderungen der Zivilgesellschaft zu ignorieren und 

forderten unter anderem, eine Zweckbindung von 70 Pro-

zent der Direktzahlungen (Grundeinkommensunterstüt-

zung), um die gekoppelten Beihilfen auf dem derzeitigen 

Niveau zu halten und die AUKM-Zahlungen im Rahmen 

der Umweltzweckbindung des Programms für ländliche 

Entwicklung zu decken.

Dieser Vorschlag steht im Widerspruch zu allen wis-

senschaftlichen Erkenntnissen. Wenngleich der Umwelt-

ausschuss des Europäischen Parlaments eine eigene Stel-

lungnahme zu Umweltfragen abgeben sollte, erscheint 

es unwahrscheinlich, dass diese angesichts des kurzen 

Zeitrahmens berücksichtigt wird.

Dr. Bérénice Dupeux

European Environmental Bureau, berenice.dupeux@eeb.org
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der 1960er- bis 1980er-Jahre ²³ zu korrigieren und ein 
dauerhaft es ökologisches Netzwerk zu etablieren. Pro-
gramme, die rein jährliche Maßnahmen generieren 
(wie z. B. einjährige Blühstreifen), sollten hier weniger 
Priorität genießen als solche, die dauerhaft  wirksam 
sein können (wie z. B. mehrjährige Brache, Anlegen 
von Hecken und Feldgehölzen oder Wiedervernäs-
sung zur Extensivierung von Grünland). 

Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen: 

nur die Wirksamsten fördern

Zurzeit droht eine wesentliche Kürzung der sog. Zwei-
ten Säule. Maßnahmen, die durch die knapper werden-
den Mittel fi nanziert werden, sollen daher besonders 
eff ektiv und effi  zient sein.²⁴ Denkbar wäre dabei neben 
der Finanzierung inhaltlich defi nierter Maßnahmen²⁵ 
auch eine räumliche Lenkung von Maßnahmen. Mit 
dem Blick auf den europaweiten Biotopverbund und 
die Wirksamkeit einzelner AUKM wären z. B. sinn-
voll, gezielte Aggregierungen von Maßnahmen ge-
sondert zu fördern. Die in den meisten europäischen 
Ländern vorliegende Planung für den Biotopverbund 
könnte hier bereits Grundlage sein, um die Förder-
kulisse räumlich neu zu verorten. Die Notwendigkeit 
hierzu ergibt sich aus dem Befund, dass bei reduzier-
ten AUMK-Mitteln vor allem Strukturen gestärkt 
werden sollten, die nicht nur die lokale Population 
unterstützen und aufb auen, sondern Ausbreitung er-
möglichen. Die notwendige Ausbreitung von Popu-
lationen als Reaktion auf den Klimawandel und das 
Vorbeugen drohender genetischer Engpässe bei ein-
zelnen Arten wie z. B. Gartenschläfer oder Luchs sind 

nur zwei Beispiele der Wirkmächtigkeit der Vernet-
zung.²⁶ Dies gilt nicht nur für große, multifunktiona-
le Habitatkomplexe des klassischen Biotopverbunds, 
sondern auch für kleinere Maßnahmen, die eher im 
Bereich der GAP gefördert werden: Mehrjährige Blüh-
streifen z. B. haben sich für Feldvögel und Säugetiere 
sowie wildlebende Bestäuber vor allem im räumlichen 
Zusammenhang bewährt, während isolierte Maßnah-
men wenig Nachhaltigkeit versprechen.²⁷

Fazit

Zusammenfassend bleibt zu betonen: Auch wenn mit 
diesen Maßnahmen die Reform 2020 nur ein »Reförm-
chen« bleibt, ihre Bausteine bieten die Möglichkeit, 
der Forderung weiter Teile der Öff entlichkeit, aber 
auch der Wissenschaft  ²⁸ nachzukommen: umwelt-
schädliche Subventionen zu stoppen und öff entliche 
Mittel nur für öff entliche Leistungen zu verwenden, 
die nachweisbar und nachhaltig dem Gemeinwohl 
dienen und zum Erhalt der biologischen Vielfalt sowie 
der langfristigen Produktivität der Landwirtschaft  bei-
tragen. Diesen Anforderungen zu folgen, ist schon aus 
reinem Selbsterhaltungswunsch einer ansonsten im 
globalen Markt nahezu chancenlosen Landwirtschaft  
in Deutschland essenziell. Denn die Bereitschaft  in der 
Bevölkerung, öff entliche Mittel für die Landwirtschaft  
zu verwenden, würde ansonsten massiv schwinden. 
Verbraucherinnen und Verbraucher sind zugleich 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, die zu Recht 
gute Leistung für gutes Geld erwarten. Also etwas, 
dem sich – wenn man der gängigen Rhetorik Glauben 
schenken darf – im Grundsatz auch Landwirtschaft s-
ministerium, Lebensmittelhandel und Produzenten 
verpfl ichtet fühlen. Jetzt aber müssen entsprechende 
Handlungen folgen. Den Skeptikern unter den Natur-
schützern sei gesagt, das auch für ein »Reförmchen« 
gilt: Nach der Reform ist vor der Reform. Der Weg 
hin zu einem ökologisch nachhaltigen Europa bleibt 
das Ziel.
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Folgerungen & Forderungen

 ■ Die aktuellen Vorschläge zur EU-Agrarreform sind 

aus Naturschutzsicht unzureichend.

 ■ Sie enthalten jedoch ökologische Steuerungs-

elemente, die es auszubauen und umzusetzen gilt.

 ■ Strukturvielfalt und Biotopverbund sind als Quint-

essenz aller GAP-Maßnahmen zu fördern.

 ■ Zehn Prozent der landwirtschaftlich genutzten 

Flächen sind als hochwertige ökologische Vorrang-

flächen dauerhaft zu erhalten.

 ■ Subventionen dürfen nicht für die Reparatur 

gemeinwohlschädigenden Verhaltens verwendet 

werden.

 ■ Einfach messbare Maßnahmen, die naturschutzfach-

lich multifunktional wirken, müssen abgesichert 

werden und in Konditionalität und Eco-Schemes 

dauerhaft erhalten bleiben.

 ■ Keine Kürzung der AUKM, sondern Verstetigung und 

Ausbau bewährter Maßnahmen.
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